
Satzung für die Erhebung der Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

der Gemeinde Graben, Landkreis Augsburg 

Aufgrund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und des Art. 23 der Bayerischen 

Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde Graben folgende 

Satzung für die Erhebung der Hundesteuer 

§ 1 
Steuertatbestand 

Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer ge-
meindlichen Aufwandsteuer nach Maßgabe dieser Satzung. Erhebungszeitraum ist unbe-
schadet des § 9 Abs. 2 und 3 das Kalenderjahr. 

§ 2 
Steuerfreiheit 

Steuerfrei ist das Halten von 

1. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, 
2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariterbundes, des Malteser-

Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfallhilfe, des Technischen Hilfswerks oder des Bundes-
luftschutzverbandes, die ausschließlich der Durchführung der diesen Organisationen ob-
liegenden Aufgaben dienen, 

3. Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose unentbehrlich sind, 
4. Hunden, die zur Bewachung von Herden notwendig sind, 
5. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder ähnlichen 

Einrichtungen untergebracht sind, 
6. Hunden, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als 

Rettungshunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst zur 
Verfügung stehen, 

7. Hunden in Tierhandlungen. 

§ 3 
Steuerschuldner(Haftung) 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund im eige-
nen Interesse oder im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufge-
nommen hat. Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung 
genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält. Alle in einen Haushalt oder 
einen Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehal-
ten. 



(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Ge-
samtschuldner; gegen sie kann ein zusammengefasster Steuerbescheid ergehen. 

(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer. 

§ 4 
Wegfall der Steuerpflicht (Anrechnung) 

(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen nur in weniger als drei aufei-
nander folgenden Kalendermonaten erfüllt werden. 

(2) Tritt an die Stelle eines verendeten oder getöteten Hundes, für den die Steuerpflicht 
besteht, bei demselben Halter ein anderer Hund, so entsteht für das laufende Steuer-
jahr keine neue Steuerpflicht. 

(3) Wurde das Halten eines Hundes für das Steuerjahr oder für einen Teil des Steuerjah-
res bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland besteuert, so 
ist die erhobene Steuer auf die Steuer anzurechnen, die für das Steuerjahr nach die-
ser Satzung zu zahlen ist. 
 
Mehrbeträge werden nicht erstattet. 

§ 5 
Steuermaßstab und Steuersatz 

(1) Die Steuer beträgt im Kalenderjahr 

für den ersten Hund 50,00 Euro 

für den zweiten Hund 75,00 Euro 

für jeden weiteren Hund 100,00 Euro 

Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung 
der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt 
wird, gelten als erste Hunde. 

(2) In den Fällen des § 9 Abs. 2 und 3 wird die Steuer auf den der Dauer der Steuerpflicht 
im Kalenderjahr entsprechenden Teilbetrag festgesetzt. 

§ 6 
Steuerermäßigungen 

(1) Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für 

1. Hunde, die in Einöden und Weilern (Abs. 2) gehalten werden. 
2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheins 

ausschließlich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- und Forst-
schutzes gehalten werden, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist; für Hunde, 
die zur Ausübung der Jagd gehalten werden, tritt die Steuerermäßigung nur ein, 
wenn sie die Brauchbarkeitsprüfung nach § 21 der Verordnung zur Ausführung des 



Bayer. Jagdgesetzes vom 1. März 1983 (GVBl S. 51; zuletzt geändert durch VO vom 
23. März 2004, GVBl S. 108) mit Erfolg abgelegt haben.9 

3. Hunde, bei denen alle in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Hundehalter lau-
fende Sozialhilfe nach dem SGB XII beziehen oder diesem Personenkreis wirtschaft-
lich gleichgestellt sind. 

(2) Als Einöde (Abs. 1 Nr. 1) gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude mehr als 500 m von 
jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. Als Weiler (Abs. 1 Nr. 1) gilt eine Mehr-
zahl benachbarter Anwesen, die zusammen nicht mehr als 300 Einwohner zählen und 
deren Wohngebäude mehr als 500 m von jedem anderen Wohngebäude entfernt 
sind. 

§ 7 
Züchtersteuer 

(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse in 
zuchtfähigem Alter, darunter eine Hündin, zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer 
für Hunde dieser Rasse in der Form der Züchtersteuer erhoben. § 2 Nr. 7 bleibt unbe-
rührt. 

(2) Die Züchtersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die 
Hälfte des Steuersatzes nach § 5. 

(3) Werden Hunde gezüchtet, die in der Verordnung über Hunde mit gesteigerter Ag-
gressivität und Gefährlichkeit vom 10. Juli 1992 (GVBl S. 268, BayRS 2011-2-7-I) in der 
jeweils geltenden Fassung in § 1 Absatz 1 und 2 aufgeführt sind, wird eine ermäßigte 
Züchtersteuer nicht gewährt. 

§ 8 
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung (Steuervergünsti-

gung) 

(1) Die Steuervergünstigungen nach §§ 2, 6 und 7 werden nur auf Antrag gewährt. Eine 
Steuervergünstigung erfolgt frühestens ab Beginn des auf die Antragstellung folgen-
den Kalendermonats. 

(2) In den Fällen des § 6 kann jeder Ermäßigungsgrund nur für jeweils einen Hund des 
Steuerpflichtigen beansprucht werden. 

§ 9 
Entstehung der Steuer, Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuer entsteht mit Beginn des Kalenderjahres für das die Festsetzung vorge-
nommen wird oder, wenn die Steuerpflicht erst im Laufe des Kalenderjahres beginnt, 
mit Beginn der Steuerpflicht. 

(2) Die Steuerpflicht beginnt 

1. bei aufgenommenen Hunden mit Beginn des Folgemonats, in dem der Hund auf-
genommen worden ist; 



2. bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin 
zuwachsen, mit Beginn des Folgemonats, in dem der Hund vier Monate alt ge-
worden ist; 

3. bei Zugang eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde mit Beginn des auf 
den Zuzug folgenden Kalendermonats; 

4. im Übrigen mit Beginn des Folgemonats, in dem der Steuertatbestand verwirk-
licht wird. 

(3) Die Steuerpflicht endet 

1. bei Wegzug eines Hundehalters aus der Gemeinde Graben mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in den der Wegzug fällt; 

2. im Übrigen mit dem Ablauf des Kalendermonats, in dem der Gemeinde die Ab-
meldung der Hundehaltung zugeht oder die Beendigung der Hundehaltung nach-
gewiesen wird. 

§ 10 
Fälligkeit der Steuer 

Die Steuerschuld wird einen Monat nach Zustellung des Steuerbescheids fällig. Bis zur Be-
kanntgabe eines neuen Steuerbescheides ist die Steuer jeweils zum 1. April eines jeden Jah-
res fällig und ohne Aufforderung zu entrichten. 

§ 11 
Anzeigepflichten 

(1) Ein Hundehalter ist verpflichtet, 

1. Jeden Hund innerhalb eines Monats nach Aufnahme oder 

2. In Fällen des § 9 Abs. 2 Nr. 2 innerhalb eines Monats, nachdem der Hund vier 
Monate alt geworden ist, oder 

3. In den Fällen des § 9 Abs. 2 Nr. 3 innerhalb eines Monats nach Zugang oder 

4. Die Änderung oder den Wegfall der Steuerbefreiungs- oder Ermäßigungsvoraus-
setzungen innerhalb eines Monats nach Änderung oder Wegfall bei der Gemein-
de Graben unter Angabe der Meldedaten des Halters, gegebenenfalls des Vorbe-
sitzer, Zeitpunkt der Inbesitznahme sowie Rasse, Alter, Geschlecht und Kennzei-
chen des Hundes anzumelden. 

(2) Endet eine Hundehaltung in der Gemeinde Graben, so hat der Hundehalter innerhalb 
eines Monats schriftlich oder zur Niederschrift unter Rückgabe der von der Gemeinde 
Graben ausgegebene Steuermarke beim Steueramt der Gemeinde Graben zu mel-
den. Bei Besitzerwechsel sind auch der Name und die Anschrift des neuen Besitzers 
anzugeben. Ebenso ist jede Wohnungsänderung innerhalb von 14 Tagen dem Steuer-
amt mitzuteilen. 

(3) Hundehalter, die nach § 7 eine Steuerermäßigung beantragen können, sind verpflich-
tet, Geschäftsbücher zu führen, in die alle Veränderungen einzutragen sind. 



§ 12 
Hundekennzeichen 

(1) Zur Kennzeichnung eines jeden angemeldeten Hundes gibt die Gemeinde Graben ein 
Hundekennzeichen (Steuermarke) aus. 

(2) An Hunden, die sich außerhalb der Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes 
aufhalten, ist eine gültige Steuermarke sichtbar zu befestigen. 

(3) Ersatzzeichen gehen zu Lasten des Hundehalters. 

§ 13 
Steuerüberwachung, Auskunftspflichten 

Den Bediensteten der Gemeinde, die die Steueraufsicht ausüben und sich durch einen ent-
sprechenden Ausweis legitimieren, sind die für die Besteuerung wesentliche Auskünfte zu 
erteilen. Hundehalter haben auf Verlangen den Hund vorzuführen, eine gültige Steuermarke 
vorzuzeigen und die Einsicht in die Geschäftsbücher zu gestatten. 

§ 14 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 31.10.1980 zuletzt geändert durch Satzung 
vom 01.01.2003 außer Kraft. 

 
 
Gemeinde Graben, den 08.12.2014 
 
 
 
Andreas Scharf 
Erster Bürgermeister 
 


